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Beschluss 

 

TOP I.13 Digital-Services-Act – Pflicht zur Meldung strafbarer Inhalte 

effektiv durchsetzen 

 

Berichterstattung:  Niedersachsen, Berlin 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben wiederholt ihre Sorge über die Zu-

nahme der Verbreitung von Hass und Hetze über das Internet zum Ausdruck gebracht 

und angemahnt, regulatorische Rückschritte im Digital-Services-Act (DSA) gegenüber 

der bisherigen nationalen Rechtslage wirkungsvoll zu kompensieren. Sie bekräftigen 

ihre Auffassung, dass die großen sozialen Netzwerke mehr Verantwortung bei der 

Bekämpfung strafbarer Inhalte auf ihren Internetseiten übernehmen müssen. 

2. Der DSA gilt in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union seit dem 17.Februar 2024. 

Artikel 18 DSA verpflichtet Hostingdiensteanbieter, den Verdacht bestimmter Strafta-

ten unverzüglich den zuständigen mitgliedstaatlichen Strafverfolgungs- oder Justizbe-

hörden mitzuteilen. Der nationale Rechtsrahmen wurde durch Gesetz vom 6. Mai 

2024 u.a. mit dem Digitale-Dienste-Gesetz (DDG) angepasst, ohne dass in § 33 DDG 

ein Bußgeldtatbestand aufgenommen wurde für den Fall, dass Hostingdiensteanbieter 

gegen diese Meldepflicht verstoßen.  

3. Für Zuwiderhandlungen gegen den DSA haben die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 52 

DSA Sanktionen vorzusehen, die „wirksam, verhältnismäßig und abschreckend“ sind. 

Die Justizministerinnen und Justizminister erachten eine Sanktionsmöglichkeit für Ver-

stöße gegen Artikel 18 DSA als entscheidend für eine effektive Durchsetzung der Mel-

depflicht der Hostingdiensteanbieter und damit für die konsequente Bekämpfung von 
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Hass und Hetze im Internet. Sie bitten deshalb den Bundesminister für Justiz, sich ge-

genüber dem Bundesminister für Digitales und Verkehr für eine Ergänzung des Rechts-

rahmens um eine solche Sanktionsmöglichkeit einzusetzen. Die Justizministerinnen 

und Justizminister bitten das Vorsitzland der Justizministerkonferenz, die Digitalminis-

terkonferenz zu unterrichten. 

 


